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Allgemeine Liegenschaftsdaten

Kurzbeschreibung des Kaufobjekts

Vorbehaltlich der Zustimmung der zustandigen Gremien steht die Liegenschaft GST
189/4, 189/6, 189/7, .211 bis .220, EZ 123, KG 65006 Farrach mit der Anschrift
HauptstralRe 148a,148-166, 8740 Zeltweg mitsamt den darauf befindlichen,
mehrgeschofligen Wohngebauden, BJ ca. 1945, inkl. Garagen und Parkplatze im
Innenhof. Bei den Gebduden handelt es sich um 10 alleinstehende Wohnbldcke.
Insgesamt gibt es 40 Wohneinheiten, wovon 11 leerstehend sind.

Ebenso zum Verkauf steht die Liegenschaft GST .102, 189/5, 190, EZ 165, KG 65006
Farrach mit der Anschrift Hauptstrale 168, 8740 Zeltweg mitsamt den darauf
befindlichen, mehrgeschoRigen Wohngebaude, BJ ca. 1920, inkl. Gartenflache. Bei dem
Gebaude handelt es sich einen alleinstehenden Wohnblock. Insgesamt gibt es 4
Wohneinheiten, wovon alle leerstehend sind.

(Nahere Details siehe Exposé in Langversion).

Kaufpreis

Der Mindestkaufpreis der gegenstandlichen Liegenschaft betragt € 1.600.000, --.
Der Verkauf erfolgt umsatzsteuerfrei.

Die Interessenten werden um Ubermittlung (Post, E-Mail) eines unterfertigten
Maklervertrags und einer firmenmaRig unterfertigten Vertraulichkeitserkldrung an
folgende Adresse gebeten:

OBB Immobilienmanagement GmbH
z.H. Frau Kerstin Saringer
Waagner-Biro-Stralle 108a, 3. Stock
8020 Graz

Nach Eingang derselben erhalten die Interessenten das Exposé in Langversion und
einen Zugang zu einem Transferordner in den umfangreichen Unterlagen zur
Liegenschaft aufliegen.

Die Verkaufstransaktion wird Uber eine offentliche Ausschreibung im Zuge eines ein-
oder mehrstufigen Bestbieterverfahrens eingeleitet. Alle Interessenten werden daher
eingeladen bis 01.02.2027, 12:00 Uhr (per Post oder Bote hier einlangend), ein
verbindliches, ausschlieBlich schriftliches und unterfertigtes Angebot (Formular Lang-
Exposé) samt einer Bankgarantie als Vadium in Héhe von 5% vom Ausrufungspreis
(siehe Lang-Exposé) sowie einer Ausweiskopie in einem geschlossenen Kuvert mit dem
Vermerk ,Verkaufsverfahren Zeltweg — nicht 6ffnen!” unter Bezugnahme auf das
Verkaufsexposé in Langversion und die darin enthaltenen Bedingungen samt den
ausgefiillten und unterfertigten Unterlagen (Maklervertrag, RUcktrittsrecht und
Widerrufsbelehrung, Fragebogen zur Erflllung der Bestimmungen zur Verhinderung der
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung gem. §§365m-z GewO 1994, Selbsterklarung
des Kunden/des wirtschaftlichen Eigentiimers, verbindliches Kaufangebot), die im
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Verkaufsexposé enthalten sind, an die o.a. Adresse zu senden. Die elektronische
Ubermittlung des Angebotes ist dezidiert ausgeschlossen!

Die abgegebenen Kaufangebote missen in allen Bieterrunden verbindlich sein. Sie sind
vom Bieter zumindest bis 31.12.2027 aufrecht zu halten und haben auf einen
ziffernmafig bestimmten Nettobetrag in Euro zu lauten.

Fir den Fall, dass mit dem Bestbieter — aus welchen Grinden auch immer — kein Vertrag
zustande kommt, ist der Verkaufer berechtigt, auf das Angebot des Zweitbestbieters
zuruckzugreifen, solange dieses glltig ist.

Ungeachtet dessen behdlt sich der Verkdufer die Geltendmachung von
Schadenersatzanspriichen gegenliiber dem Bestbieter vor. Dies gilt gleichermalien fir
den Zweitbestbieter, sofern mit diesem ebenfalls kein Vertragsabschluss zustande
kommen sollte.

Die OBB-Infrastruktur AG und die OBB-Immobilienmanagement GmbH behalten sich
das Recht vor, den dargestellten, geplanten Verkaufsprozess jederzeit einseitig
abzuandern, zu unterbrechen oder Uberhaupt vorzeitig zu beenden. Die Bieter kénnen
daraus keinerlei Schadenersatzanspriiche gegentiber der OBB-Infrastruktur AG und der
OBB-Immobilienmanagement GmbH ableiten.

Die OBB-Infrastruktur AG und die OBB-Immobilienmanagement GmbH behalten sich
weiters das Recht vor, von den Bietern die Vorlage einer zumindest bis 31.12.2027
befristeten Bankgarantie oder Finanzierungszusage einer Bank zu verlangen.

Verspatet einlangende oder unverbindliche Angebote kdonnen ebenso wenig
Beriicksichtigung finden wie Angebote unter dem Mindestkaufpreis.

Es wird weiters darauf hingewiesen, dass dieses Exposé, welches nach bestem Wissen
erstellt wurde, als unverbindliche und freibleibende Einladung zur Anbotslegung zu
verstehen ist. Fur Druckfehler, Irrtimer und Unvollsténdigkeiten Gbernehmen wir keine
Haftung.
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An die
OBB-Immobilienmanagement GmbH
Waagner-Biro-StralRe 108a, 3. Stock
8020 Graz

Betreff: Verkauf Zeltweg
Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir, die

(Tel., Mail, Ansprechpartner)

verpflichten uns, alle Informationen, die uns im Zuge des gegenstandlichen
Verkaufsverfahrens durch die Verkauferin oder deren Beauftragte zuganglich gemacht
werden, vertraulich zu behandeln. Insbesondere werden wir keine Informationen an
Dritte weitergeben und/oder Dritten zuganglich machen, ausgenommen an von uns im
Zuge des beabsichtigten Erwerbs der Liegenschaft beauftragte Berater, sofern wir
diesen Beratern diese Vertraulichkeitsverpflichtung entsprechend Uberbinden und fir
deren Einhaltung durch die Berater einstehen.

Ausgenommen sind weiters allfallige Investoren, von denen wir als Berater im Zuge des
beabsichtigten Erwerbs beauftragt worden sind, sofern wir diesen Investoren diese
Vertraulichkeitsverpflichtung vollinhaltlich Uberbinden und fir deren Verhalten und
Handlungen wie flr eigenes Verhalten/Handeln Gewahr (Erfolgshaftung) leisten sowie
die Verkauferin und deren Beauftragte schad- und klaglos halten.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass eine Weitergabe an Dritte durch die vorgenannten
Berater/Investoren nicht zuldssig ist.

Die Vertraulichkeitsverpflichtung gilt nicht fur solche Informationen, die wir nachweisbar
von Dritten erhalten haben, ohne zur Geheimhaltung verpflichtet worden zu sein oder
die offentlich bekannt sind.

Wir werden die Verkauferin und deren Beauftragte bei schuldhafter Verletzung dieser
Verpflichtung schad- und klaglos halten.

Mit freundlichen GrifRen

Firmenname/Privatperon
(firmenmaRige Fertigung)
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(BB-lmmabilienmanzgementEmbH
Lassallestraie 5 Maklervertrag

1020 Wien mit dem Interes-
senten

|zusgenommen Vermittlung von Wohnungsmistver-

trigen)
Auftrageeber (Interessent)

TELIFON E-Felld

Aufgrund disser Versinbarung wird der Immabili=nmakler fiir den Interessenten Bty und unterstiitet ibn bei der Suche nach siner Immaobilie. Fir
die Maklerdienstleistungen unseres Unternehimens wird bezugnehmend auf eine alf@llige konkrete Anfrage und auch fdr rukiinftige weitere Anfra-
gen nach- dtehends Versinbarung getraffen:

Dierseer Maklervertrag wird auf unbestimmte Zeit ahgeschlossen und kann von beiden Vertragsteilen ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist und afine
Angabe sines Grundes sufgekindigt werden. Die Aufkiindigung hat keine Auswirkung auf jene Rechtsgeschifte, fiir die der Makler bis rum Zaitpunkt
der Aufkindigung bereits verdienstlich for den Interessenten titig war, sobern das vermittelte Rechtsgeschaft {auch nach erfolgter Aufkiindigung]
rustande kommt.

Immabilisnmakler kann kraft bestehenden Geschiftsgebrauchs als Doppelmakler titig oein und ist als solcher titig. Urser Unternehmen ist

ermiachtigt, bis auf Widerruf Objekte o prisentieren.

Provisionsvereinbarung

Fir den Fall, dass der Interessent sufgrund der vertragsgemiBen, verdienstichen Tatigkeit des Immobilienmaklers ein Objekt kauft, mietet ader
pachtet, verpflichtet er sich, an den Immabilienmakler eine Yermittlungsprovision in der nachstebend angefithrten Habe oy bezahlen. Die Yerpflich-
tung tur Zahlung emer Pravision entsteht im Erfolgafall und wird mit der Rechtswirkiamket des vermittelten Geachifes fallig.

vermittlungsprovision
3 % dee=s i Kaubeert rag wereinbarten Kaufpreises inkl Lasten, sl gesstsl. USE,
BAM = Bruttomonatsmistzinge [Gesamtmietzing ohne USL |, zagl gesetz] Use,
% des auf die Dauer des Pachtvertrages vereinbarten Gesamtpachtzinses, zzgl gesetzl. USt.

Fir den Fall, dass der Interessent ein pweckgleichwertiges Rechtageschift (2. B, Kauf anstatt Wiets| abochlieBe, verpflichtet er gich, an den Immiobilien-
aktar =ine Vermittlungspravision au zahlen, die nach den jewsiligen Provisionshischsthetrigen der Immabilienmaklerverordnung 1996 beredhnet
wiird.

Bei der Wermittlung von befristeten Mietverhiltnissen wird fiir den Fall der Vedingerung des Misteerhiltnisses oder der Umwandlung in ein unbe-
fristetes Mietverhiltnis eine weitere Pravision [Erginzungsprovision) nach MaBgabe der Verlangerung in Hihe von BhihA zzgl St versin-
I:*:rL Eine Folgepravision nach den jeweiligen Provisionshiochstbetrdgen wird auch fir den Fall vereinbart, dass nach Abschluss eines Rechtsgeschaf-
tes [z B zuerst Miste) dber dasselbe Objekt ein weiteres Rechtspeschift (2. B. dann Kauf) abgeschlossen wird.

Besondere Provisionsvereinbarungen (& 15 MaklerG)

D Zahlung des ohen vereinbarten Provisions satzes (bow, einer Provision in der Hahe van gl gesetzl, USt) wird such Fiir
den Fall versnbart,
+ dais das im Maklervertrag bezeichnete Geschaft wider Treu und Glauben micht zustande kommt {ohne beachtenswerten Grund wird ein flr das
Zustandekommen des Rechtsgpaschiifts erforderlicher Rechtsakt dbsrraschend unterlasen),
+ dais der Auftraggeber {Interessent| die vam Immabilienmakler namhaft gemachte Geschiftsgelegenheit siner anderen Person weitergibt, mit
welcher das Geschif rustande kommt.

OAf:Form be. 22 /07 £ 2023 Won der Winschaiskaesmer Guterra o, Fachoeroand oer wmmodbilian- und Venmdgensireuhands,
ampiohlens Gowhifibedmgunge gom, § 10 lnmdty 1556, BGIL e, 20770996, GF
223405/ 05 = PAOGo £ e Foimn 23 O
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Widerrufsbelehrung und Ricktrittsrechte bei Fernabsatz- und AuRergeschaftsraum-Vertragen

Der Interessent wird informisrt, dass fiir einen Verbrsucher bed Abschluss des Maklervertrags auBerhalb der Geschifterdume des Maklers bei gleich-
reitiper Anwesenheitder Vertragsparteien oder ausschieBlich iher Fermabsats gern. § 11 FAGG ein Rdcktrittsrecht von dieser Vereinbarung binnen 14
Tagen besteht. Die Rilcktrittsfrist beginnt mit dem Tag des Vertragsabschlusses. Die Abgahe der Widerrufserklirung kann unter Verwendung des
beigestellten Widerrufsharmulars erfalgen, ist aber an keine Form gebunden.

Wenn der Maklervor Ablauf dieser viersehntagigen Rilcktrittsfrist vorz eitig titig werden soll {2. B. Jbermittlung von Detailinformationen, Versinbarung
eines Besichtigungsterming], bedarf es siner ausdricklichen Auffarderung durch den Interessenten, der damit — bei vallstindiger Vertragserfillung
inner- halb dieser Frist — sain Riicktrittsracht verliert.

Als vollstEndige Dienstleistungeerbringung des Immabilisnmaklers geniigt aufgrund sines abweichenden Geschiiftsgabravchs die Namhaftmachung
der Geschiftsgelegenheit, inshesandere sofern vom Interessenten keine weiteren Tatigheiten des Maklers gewlnscht oder ermaglicht werden. Indie-
sam Fall kann der Maklervertrag nicht mehr widerrufen werden und ist Grundiage sines Provisionsanspruches, wenn &< in der Falge rum Abschluss
eines Rechtsgeschiftes Gber gine vom Immabilienmakler namhbaft gemachte Geschiftsgelegenheit kommt.

Im Fsll eines Ribcktritts nach § 11 FAGGS verpflichtet sich der Verbraucher, von den gewonnenen Informationen keinen Gebrauch 1o machen.
[ Der interessent wiinscht sin vorzeitiges Tatigwe rden (2. B. Ubermittlung von Detailinformationen, Versinbarung eines Basichtigungstermins]
inner- halb der offenen Ricktrittsfrist. Der Interessent nimmt tur Kenntnis, dass er bei vollst@ndiger Vertragserfillung {Namhaftmachung) das Rick-

tritts- recht wom Maklervertrag verdiert. Eine Plicht sur Zahlung der Pravision besteht aber erst nach Zustandekommen des vermittelten Geschifts
{Kaufvertrag, Mietvertrag) aufgrund der verdienstlichen, kausalen Tatigheit des Maklers.

| Der Interessent winscht kein voreeitiges Tatigwerden.

Dwer Auftraggeber erhilt [ sine kopie disses Viermittiumgeauftrages [ eine Nebenknstenibersicht mit Infarmationen fher das Riektritte-
recht inkl. ‘Widerrufsfarmular auf einem dauerhaften Datentriger.

D& i PADEIL ERRANLER
Falls zutreffend: [ ] Diese Versinbarung wurde in den Geschiiftsraumen des Makleruntemehmens abgeschlasen.
ALFTRAGGEBER
Dibsiis Foarstoilar wordi suf Basis der aktulan Gaset usd Rachasprachung arelt asd dan Mitgladsbinriekan won O] asd WED sur Virllgung gesels Eine magi-

cha HafMung idbsdondins ine mbgliche Schultwirkung tegunitan Drimer wird ausdodeklch auigeschboiian.
Madiisinha bir: O achischar Virband der Immabilfeswinschah, 1070 Wien, Madasdfer Straile 196 7 2 F 2, waie.eulan
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Nebenkosteniibersicht

Kauf / Verkauf / Baurecht Informationen zum Maklervertrag

OVI-Form Nr. 13K /08/2026
I. Doppelmaklertatigkeit ...............oouoiiiiiiiiii e 43
Il. Grundlagen der MaKIerprovision .................oooiiiiiiiiiiii e e 43
lll. Nebenkosten bei Kaufvertragen .................cooooiiiiiii i e 44
IV. Nebenkosten bei der Vermittlung von Baurechten ...................ccoooiiiiiiiininceee, 45
V. Nebenkosten bei Hypothekardarlehen......................oo e, 46
VI. Energieausweis46
VIl. Informationspflichten gegeniiber Verbrauchern ...................cooiiiiiiiiii e, 47
VI RUCKEFESIECRTE ... oo e e e e e e eaaas 51
IX. Steuerliche Auswirkungen bei VerauBerung ...................oooeeiiiiiiiiiiiiii e 54

Anhang: Muster-Widerrufsformular fiir Fern- und Auswartsgeschafte gem. Anhang | zu
BGBI. 12014/33

=. \/on der Wirtschaftskammer Osterreich, Fachverband der Immobilien- und

¥ Vermdgenstreu-hander, empfohlene Geschaftsbedingungen gem. § 10 ImmMV
1996, BGBI. Nr. 297/1996. GZ 2026/08/4 — FV Immobilien- und
Vermdgentreuhander — Form 13K / OVI

Medieninhaber: Osterreichischer Verband der Immobilienwirtschaft
1070 Wien, Mariahilfer Stral’e 116/2.0G/2 « E-Mail: office@ovi.at, www.ovi.at

Diese Informationsbroschiire wurde auf Basis der aktuellen Gesetzestexte und stindiger Recht-
sprechung sorgfiltig erstellt und den Mitgliedsbetrieben von OVI und WKO zur Verfiigung gestellt.
Die Verwendung erfolgt unter der Voraussetzung, dass eine Haftung des Medieninhabers ausge-
schlossen wird. Eine mégliche Schutzwirkung zugunsten Dritter wird ausdriicklich ausgeschlos-
sen. Eine individuelle Abdnderung oder auszugsweise Verwendung bedarf der ausdriicklichen Zu-
stimmung.

I. Doppelmaklertatigkeit

Der Immobilienmakler ist entsprechend dem in der Immobilienwirtschaft tiblichen Geschaftsgebrauch im
Regelfall als Doppelmakler tatig und daher berechtigt, sowohl fir den Verkaufer als auch fur den Kaufer
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tatig zu werden und jeweils einen Maklervertrag abzuschlieRen. Diese Doppeltatigkeit ist gesetzlich zuldssig
(8 5 Abs 1 MaklerG) und verpflichtet den Immobilienmakler zur sorgfaltigen Wahrung der berechtigten
Interessen beider Vertragsparteien.

Sollte der Immobilienmakler ausnahmsweise nicht als Doppelmakler tatig werden, weist er gesondert
darauf hin.

Falls ein wirtschaftliches und/oder familiires Naheverhiltnis zu einer der beiden Vertragsparteien im
Sinne des § 6 Abs 4 MaklerG besteht, wird ebenso gesondert darauf hingewiesen.

Il. Grundlagen der Maklerprovision

§ 6 Abs. 1,3 und 4; § 7 Abs. 1; §§ 10 und 15 Maklergesetz

§ 6 (1) Der Auftraggeber ist zur Zahlung einer Provision fiir den Fall verpflichtet, dass das zu vermittelnde Ge-
schdft durch die vertragsgemdfSe verdienstliche Tétigkeit des Maklers mit einem Dritten zustande kommt.

(3) Der Makler hat auch dann Anspruch auf Provision, wenn auf Grund seiner Tdtigkeit zwar nicht das ver-
tragsgemdf3 zu vermittelnde Geschdft, wohl aber ein diesem nach seinem Zweck wirtschaftlich gleichwerti-
ges Geschdft zustande kommt.

(4) Dem Makler steht keine Provision zu, wenn er selbst Vertragspartner des Geschdfts wird. Dies gilt auch,
wenn das mit dem Dritten geschlossene Geschdift wirtschaftlich einem Abschluss durch den Makler selbst
gleichkommt. Bei einem sonstigen familidren oder wirtschaftlichen Naheverhdltnis zwischen dem Makler und
dem vermittelten Dritten, das die Wahrung der Interessen des Auftraggebers beeintrdchtigen kénnte, hat der
Makler nur dann einen Anspruch auf Provision, wenn er den Auftraggeber unverziiglich auf dieses Nahever-
héltnis hinweist.

§ 7 (1) Der Anspruch auf Provision entsteht mit der Rechtswirksamkeit des vermittelten Geschdifts. Der Mak-
ler hat keinen Anspruch auf einen Vorschuss.

§ 10 Der Provisionsanspruch und der Anspruch auf den Ersatz zusdtzlicher Aufwendungen wer- den mit ihrer
Entstehung fillig.

Besondere Provisionsvereinbarungen

§ 15 (1) Eine Vereinbarung, wonach der Auftraggeber, etwa als Entschddigung oder Ersatz fiir Aufwendun-

gen und Miihewaltung, auch ohne einen dem Makler zurechenbaren Vermittlungserfolg einen Betrag zu leis-

ten hat, ist nur bis zur Héhe der vereinbarten oder ortsiiblichen Provision und nur fiir den Fall zuldssig, dass

1. dasim Maklervertrag bezeichnete Geschdft wider Treu und Glauben nur deshalb nicht zustande kommt,
weil der Auftraggeber entgegen dem bisherigen Verhandlungsverlauf einen fiir das Zustandekommen
des Geschdftes erforderlichen Rechtsakt ohne beachtenswerten Grund unterldsst;

2. mit dem vom Makler vermittelten Dritten ein anderes als ein zweckgleichwertiges Geschdft zustande
kommt, sofern die Vermittlung des Geschdifts in den Tdtigkeitsbereich des Maklers féllt;

3. dasim Maklervertrag bezeichnete Geschdft nicht mit dem Auftraggeber, sondern mit einer anderen Per-
son zustande kommt, weil der Auftraggeber dieser die ihm vom Makler bekannt gegebene Mdglichkeit
zum Abschluss mitgeteilt hat oder das Geschdift nicht mit dem vermittelten Dritten, sondern mit einer
anderen Person zustande kommt, weil der vermittelte Dritte dieser die Geschdftsgelegenheit bekannt
gegeben hat, oder

4. das Geschdft nicht mit dem vermittelten Dritten zustande kommt, weil ein gesetzliches oder ein vertrag-
liches Vorkaufs-, Wiederkaufs- oder Eintrittsrecht ausgeliibt wird.
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(2) Eine solche Leistung kann bei einem Alleinvermittlungsauftrag weiters fiir den Fall vereinbart werden,

dass

1. der Alleinvermittlungsauftrag vom Auftraggeber vertragswidrig ohne wichtigen Grund vorzeitig aufge-
16st wird;

2. das Geschdft wéhrend der Dauer des Alleinvermittlungsauftrags vertragswidrig durch die Vermittlung
eines anderen vom Auftraggeber beauftragten Maklers zustande gekommen ist, oder

3. das Geschdft wéhrend der Dauer des Alleinvermittlungsauftrags auf andere Art als durch die Vermitt-
lung eines anderen vom Auftraggeber beauftragten Maklers zustande gekommen ist.

(3) Leistungen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten als Verglitungsbetrag im Sinn des § 1336 ABGB.

Eine Vereinbarung nach § 15 MaklerG ist bei Maklervertragen mit Verbrauchern schriftlich zu treffen.

lll. Nebenkosten bei Kaufvertragen

1. Grunderwerbsteuer vom Wert der Gegenleistung ...........ccceevveviereenienienieneeieneeienne 3,5%
(ErmaRigung oder Befreiung in Sonderfallen moglich)

2.  Grundbuchseintragungsgebiihr (Eigentumsrecht)..........cccoocevvieniniieniniienieneieecene 1,1%

3. Kosten der Vertragserrichtung und grundbiicherlichen Durchfiihrung nach Vereinbarung im Rahmen
der Tarifordnung des jeweiligen Urkundenerrichters sowie Barauslagen fiir Beglaubigungen.

4. Kosten der Mitteilung und Selbstberechnung der Immobilienertragsteuer durch den Parteienvertre-
ter nach Vereinbarung im Rahmen der Tarifordnung des jeweiligen Urkundenerrichters

5. Verfahrenskosten und Verwaltungsabgaben fiir Grundverkehrsverfahren
(landerweise unterschiedlich)

6. Allféllige Anliegerleistungen
laut Vorschreibung der Gemeinde (AufschlieRungskosten und Kosten der Baureifmachung des Grund-
stiickes) sowie Anschlussgebiihren und -kosten (Strom, Gas, Wasser, Kanal, Telefon etc.)

7. Vermittlungsprovision (gesetzlich vorgesehene Hochstprovision)

A) bei Kauf, Verkauf oder Tausch von
e Liegenschaften oder Liegenschaftsanteilen
e Liegenschaftsanteilen, an denen Wohnungseigentum besteht oder vereinbarungsgemaf

begrindet wird

e  Unternehmen aller Art
e Abgeltungen fiir Superadifikate auf einem Grundstiick

bei einem Wert
®  DISEUR 36.336,42..c.uiciiciieiieiieiieieeiiete ettt ettt ae s st ae s e sbe s nnas j
° von EUR 36.336,43 bis EUR 48.448,50... e
. AD EUR 4844851 ...ttt ettt e e e enseas j

von beiden Auftraggebern (Verkdufer und Kaufer) jeweils zzgl. 20 % USt.
* Schwellenwertregelung gem. § 12 Abs. 4 ImmMV

B) bei Optionen

Vermittelt der Makler einen Optionsvertrag, der dem optionsberechtigten Interessenten das zeitlich
befristete Recht einrdumt, durch einseitige Erklarung das betreffende Geschaft zustande zu bringen,
darf bei Abschluss des Optionsvertrages mit dem Optionsberechtigten zunachst max. 50% des fir die
Vermittlung des Hauptgeschéfts festgelegten Provisionshdchstbetrages vereinbart werden, die restli-
chen 50% erst im Fall der Ausiibung des Optionsrechts. Ein allenfalls geleistetes Optionsentgelt bleibt
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bei der Ermittlung der Provision unbericksichtigt. Gegenliber dem Optionsverpflichteten kann die ver-
einbarte Abgeberprovision erst bei Ausiibung der Option in Rechnung gestellt werden.

IV. Nebenkosten bei der Vermittlung von Baurechten

1. Grunderwerbsteuer

Als grundstiicksgleiches Recht unterliegen die Einrdumung, Verldngerung und Ubertragung eines Baurechts
der Grunderwerbsteuer. Die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer ist grundsatzlich ident mit jener
von »normalen« Grundstiicken und entspricht daher mindestens dem Grundstiickswert bzw. einer hoheren
Gegenleistung. Wird, wie es bei der Einrdumung von Baurechten Ublich ist, als Gegenleistung neben einer
allfalligen Einmalzahlung die Bezahlung eines laufenden Bauzinses vereinbart, ist fir die Ermittlung der Ge-
genleistung als Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer in diesem Fall der Barwert der laufenden
Bauzinszahlungen zuziglich der allfalligen Einmalzahlung im Zuge der Einrdumung des Baurechtes heranzu-
ziehen. Die Ermittlung dieses Barwertes hat entsprechend den Regelungen des Bewertungsgesetzes zu er-
folgen. Dieses sieht bei der Ermittlung des Barwertes eine Deckelung mit dem 18-fachen Jahreswert der lau-
fenden Bauzinszahlungen vor.

Bei der Ermittlung des Grundstiickwertes von Baurechten sind je nach verbleibender Restlaufzeit des Bau-
rechtes zwei mogliche Félle zu unterscheiden (§ 2 Abs 4 Grundstiickwertverordnung):

Grundwert

a) Betrdigt die Dauer des Baurechtes im Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld noch 50 Jahre

oder mehr, ist der Grundwert des Baurechtes in Héhe des Grundwertes des unbebauten Grundstiickes (Abs 2)
und der Grundwert des belasteten Grundstiickes mit Null anzusetzen.

b) Betrdigt die Dauer des Baurechtes im Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld weniger als 50 Jahre, ist
der Grundwert des Baurechtes mit 2 % des Grundwertes des unbebauten Grundstiickes (Abs 2) fiir jedes volle
Jahr der restlichen Dauer des Baurechtes anzusetzen. Der Grundwert des belasteten Grundstiickes ist die Dif-
ferenz zwischen dem Grundwert des unbelasteten Grundstiickes und dem Grundwert fiir das Baurecht.
Gebdudewert

Wird das Baurecht an einem bebauten Grundstiick eingerdumt, ist der Gebdudewert nach § 2 Abs 3 der
Grundstiickswertverordnung zu berechnen.

2.  Grundbucheintragungsgebiihr

Die Eintragungsgebihr bei der Eintragung des Baurechts bestimmt sich wie bei der Eintragung des Eigen-
tumsrechts durch den Preis, der im gewdéhnlichen Geschaftsverkehr bei einer VerauRBerung Gblicherweise zu
erzielen ware (§ 26 Abs 1 GGG).

3.  Vermittlungsprovision (gesetzlich vorgesehene Hochstprovision)

Bei der Vermittlung von Baurechten betradgt die Hochstprovision jeweils bei einer Dauer des Baurechts von
® 10 DISB0JANIEN...ciiiiiiet ettt 3%

®  UDEI B0 JANIE ettt ettt ettt sreens 2%

des auf die Dauer des vereinbarten Baurechtes entfallenden Bauzinses.

Bei einer Baurechtsdauer von mehr als 30 Jahren darf anstelle der 2 % eine Pauschalprovision in Hohe von
jeweils 3 % zzgl. USt. berechnet vom Bauzins fiir 30 Jahre vereinbart werden (Wertgrenzenregelung § 12
Abs. 4 ImmMV). Da die Obergrenze mit 2 % des auf 45 Jahre entfallenden Bauzinses limitiert ist, stellt dieser
Betrag unabhéngig von einer langer vereinbarten Vertragsdauer gleichzeitig die Hochstprovision dar.
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IMMOBILIEN

V. Nebenkosten bei Hypothekardarlehen

1. Grundbucheintragungsgeblhr .....................ccoiiiiiiiiii e 1,2%

2.  Allgemeine Rangordnung
FUr die Verpfandung .........oouiieieeeeee ettt 0,6 %

3. Kosten der Errichtung der Schuldurkunde nach dem Tarif des jeweiligen Urkundenerrichters
4. Barauslagen flr Beglaubigungen
5. Kosten der allfdlligen Schatzung laut Sachverstandigentarif

6. Vermittlungsprovision:
Darf den Betrag von 2 % der Darlehenssumme nicht Ubersteigen, sofern die Vermittlung im Zusammen-
hang mit einer Vermittlung gemaR § 15 Abs. 1 ImmMYV steht. Besteht kein solcher Zusammenhang, so
darf die Provision oder sonstige Vergiitung 5 % der Darlehenssumme nicht libersteigen.

VI. Energieausweis

Das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG 2012) schreibt vor, dass der Verkaufer bei Verkauf eines Gebau-
des oder eines Nutzungsobjektes dem Kaufer rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklarung einen zu diesem
Zeitpunkt héchstens zehn Jahre alten Energieausweis vorzulegen, und ihm diesen spatestens 14 Tage nach
Vertragsabschluss auszuhdndigen hat. Die Aushdndigung kann durch Ubermittlung der digitalen Datei erfol-
gen. Auf Verlangen des Kaufers ist der Energieausweis jedoch auch in Papierform (z. B. als Ausdruck) vorzu-
legen. Sollte die Vorlage- und Aushandigungspflicht nicht erflllt werden, hat der Kaufer das Recht, nach er-
folgloser Aufforderung an den Verkaufer entweder selbst einen Energieausweis zu beauftragen und die an-
gemessenen Kosten binnen 3 Jahren gerichtlich geltend zu machen oder direkt die Aushdndigung eines
Energieausweises einzuklagen.

Ab 1. Juli 2026 sind bei Anzeigen in Druckwerken und elektronischen Medien der Heizwdarmebedarf (HWB)
und der Endenergiebedarf (EEB) des Gebaudes oder des Nutzungsobjekts einschlieBlich der Gesamtener-
gieeffizienzklasse (zB ,,B fossil“) anzugeben.

Energieausweise behalten fir die Dauer von zehn Jahren ab ihrer Erstellung ihre Giiltigkeit. Flr ab 1.7.2026
noch giiltige Ausweise, die nach der bisherigen Rechtslage ausgestellt wurden und die erforderlichen Anga-
ben noch nicht enthalten, geniigt die Angabe des Heizwarmebedarfs (HWB) und des Gesamtenergieeffizi-
enz-Faktors (fGEE). Dasselbe gilt, wenn die entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften fiir die Erstellung
der Energieausweise noch nicht angepasst wurden.

Diese Verpflichtung trifft sowohl den Verkaufer als auch den von ihm beauftragten Immobilienmakler. Der
Verkdufer hat die Wahl, entweder einen Energieausweis liber die Gesamtenergieeffizienz des Nutzungsob-
jekts oder die Gesamtenergieeffizienz eines vergleichbaren Nutzungsobjekts im selben Gebdude oder die
Gesamtenergieeffizienz des gesamten Gebdudes auszuhandigen. Fur Einfamilienhduser kann die Vorlage-
und Aushandigungspflicht auch durch einen Energieausweis eines vergleichbaren Gebaudes erfiillt werden.
Diese Vergleichbarkeit muss der Energieausweisersteller aber bestatigen.

Der Energieausweis ist nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften zu erstellen und soll eine ver-
gleichbare Information liber den energetischen ,Normverbrauch” eines Objekts verschaffen. Die Berech-
nung der Energiekennzahlen basiert auf nutzungsunabhangigen KenngroRen bei vordefinierten Rahmenbe-
dingungen, weshalb bei tatsdachlicher Nutzung erhebliche Abweichungen auftreten kénnen.

Wird kein Energieausweis vorgelegt, gilt gem. §7 EAVG zumindest eine dem Alter und Art des Gebdudes ent-
sprechende Gesamtenergieeffizienz als vereinbart.

Weiters sind Verwaltungsstrafbestimmungen zu beachten. Sowohl der Verkaufer als auch der Immobilien-
makler, der die geforderten Angaben in Inseraten unterlasst, ist mit einer Geldstrafe von bis zu EUR 1.450,—
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zu bestrafen. Der Makler ist dann entschuldigt, wenn er den Verkaufer tiber die Informationspflichten auf-
geklart hat und ihn zur Bekanntgabe der beiden Werte bzw. zur Einholung eines Energieausweises aufgefor-
dert hat, der Verkaufer dies aber abgelehnt hat. Der Verkaufer ist des Weiteren mit einer Verwaltungsstrafe
bis zu EUR 1.450,— konfrontiert, wenn er die Vorlage und/oder Aushidndigung des Energieausweises unter-
|dsst.

VII. Informationspflichten gegeniiber Verbrauchern

Informationspflichten des Immobilienmaklers

§ 30 b KSchG (1) Der Immobilienmakler hat vor Abschluss des Maklervertrags dem Auftraggeber, der Ver-
braucher ist, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Immobilienmaklers eine schriftliche Ubersicht zu geben, aus
der hervorgeht, dass er als Makler einschreitet, und die simtliche, dem Verbraucher durch den Abschluss des
zu vermittelnden Geschdfts voraussichtlich erwachsenden Kosten, einschliefSlich der Vermittlungsprovision
ausweist. Die Héhe der Vermittlungsprovision ist gesondert anzufiihren; auf ein allfélliges wirtschaftliches
oder familiéres Naheverhdltnis im Sinn des § 6 Abs. 4 dritter Satz MaklerG ist hinzuweisen. Wenn der Immo-
bilienmakler kraft Geschdftsgebrauchs als Doppelmakler téitig sein kann, hat diese Ubersicht auch einen Hin-
weis darauf zu enthalten. Bei erheblicher Anderung der Verhéltnisse hat der Inmobilienmakler die Ubersicht
entsprechend richtig zu stellen. Erfiillt der Makler diese Pflichten nicht spdtestens vor Vertragserkldrung des
Auftraggebers zum vermittelten Geschdift, so gilt § 3 Abs. 4 MaklerG.

(2) Der Immobilienmakler hat dem Auftraggeber die nach § 3 Abs. 3 MaklerG erforderlichen Nachrichten
schriftlich mitzuteilen. Zu diesen zdhlen jedenfalls auch simtliche Umstdnde, die fiir die Beurteilung des zu
vermittelnden Geschdfts wesentlich sind.

ANMERKUNG: Aufgrund des bestehenden Geschiaftsgebrauchs konnen Immobilienmakler auch ohne aus-
driickliche Einwilligung des Auftraggebers als Doppelmakler tatig sein. Wird der Immobilienmakler auf-
tragsgemal nur fir eine Partei des zu vermittelnden Geschafts tatig, hat er dies dem Dritten mitzuteilen.

Hochstdauer von Alleinvermittlungsvertragen gem § 30 c KSchG
§ 30c KSchG (1) Die Dauer von Alleinvermittlungsauftrégen (§ 14 Abs. 2 MaklerG) von Verbrauchern darf
héchstens vereinbart werden mit

1. drei Monaten fiir die Vermittlung von Bestandvertrdgen iiber Wohnungen oder sonstigen den Ge-
brauch oder die Nutzung von Wohnungen betreffenden Vertrdgen;

2. sechs Monaten fiir die Vermittlung von Vertrdgen zur VerdufSerung oder zum Erwerb des Eigen-
tums an Wohnungen, Einfamilienwohnhdusern und einzelnen Grundstiicken, die zum Bau eines
Einfamilienwohnhauses geeignet sind.

(2) Wenn besondere Umstdnde vorliegen, die die Vermittlung wesentlich erschweren oder verzégern, darf
auch eine entsprechend ldngere als die in Abs. 1 bestimmte Frist vereinbart werden.

Informationspflichten bei Fern- und Auswartsgeschiaften, Inhalt der Informati-
onspflicht; Rechtsfolgen

anzuwenden auf
e  AuBergeschiftsraumvertrdage (AGV) zwischen Unternehmer und Verbraucher,
o die beigleichzeitiger korperlicher Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers an
einem Ort geschlossen werden, der kein Geschaftsraum des Unternehmers ist,
e  flrdie der Verbraucher unter den genannten Umstanden ein Angebot gemacht hat, oder
e diein den Geschéaftsraumen des Unternehmers oder durch Fernkommunikationsmittel ge-
schlossen werden, unmittelbar nachdem der Verbraucher an einem anderen Ort als den Ge-
schaftsraumen des Unternehmers oder dessen Beauftragten und des Verbrauchers person-
lich und individuell angesprochen wurde oder
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e  Fernabsatzgeschifte (FAG), das sind Vertrage, die zwischen einem Unternehmer und einem Verbrau-
cher ohne gleichzeitige Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers im Rahmen eines fur
Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems geschlossen werden, wobei bis ein-
schlieBlich des Zustandekommens des Vertrags ausschlieBlich Fernkommunikationsmittel (Post, Inter-
net, E-Mail, Telefon, Fax) verwendet werden.

Vom Anwendungsbereich ausgenommen sind Vertrage tber

e die Begriindung, den Erwerb oder die Ubertragung von Eigentum oder anderen Rechten an unbewegli-
chen Sachen (§ 1 Abs 2 Z 6 FAGG),

e den Bauvon neuen Gebauden, erhebliche UmbaumaRnahmen an bestehenden Gebauden oder die
Vermietung von Wohnraum (§ 1 Abs 2 Z 7 FAGG);

§ 4 FAGG (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine Vertragserkldrung gebunden ist, muss
ihn der Unternehmer in klarer und versténdlicher Weise (iber Folgendes informieren:

1. die wesentlichen Eigenschaften der Ware oder Dienstleistung in dem fiir das Kommunikationsmittel und
die Ware oder Dienstleistung angemessenen Umfang,

2. den Namen oder die Firma des Unternehmers, die Anschrift seiner Niederlassung sowie seine Telefonnum-
mer und E-Mail-Adresse, unter denen der Verbraucher den Unternehmer schnell erreichen und ohne beson-
deren Aufwand mit ihm in Verbindung treten kann,

3. gegebenenfalls

a) andere vom Unternehmer bereitgestellte Online-Kommunikationsmittel, die gewdhrleisten, dass der Ver-
braucher etwaige schriftliche Korrespondenz mit dem Unternehmer, einschlieflich des Datums und der Uhr-
zeit dieser Korrespondenz, auf einem dauerhaften Datentrdger speichern kann, und mit denen der Verbrau-
cher den Unternehmer schnell erreichen und ohne besonderen Aufwand mit ihm in Verbindung treten kann,
b) die von der Niederlassung des Unternehmers abweichende Geschdftsanschrift, an die sich der Verbraucher
mit jeder Beschwerde wenden kann, und

¢) den Namen oder die Firma und die Anschrift der Niederlassung jener Person, in deren Auftrag der Unter-
nehmer handelt, sowie die allenfalls abweichende Geschdftsanschrift dieser Person, an die sich der Verbrau-
cher mit jeder Beschwerde wenden kann,

4. den Gesamtpreis der Ware oder Dienstleistung einschliefSlich aller Steuern und Abgaben, wenn aber der
Preis aufgrund der Beschaffenheit der Ware oder Dienstleistung verniinftigerweise nicht im Voraus berech-
net werden kann, die Art der Preisberechnung und gegebenenfalls alle zusdtzlichen Fracht-, Liefer-, Versand-
oder sonstigen Kosten oder, wenn diese Kosten verniinftigerweise nicht im Voraus berechnet werden kénnen,
das allféllige Anfallen solcher zusdtzlichen Kosten,

4a. gegebenenfalls den Hinweis, dass der Preis auf der Grundlage einer automatisierten Entscheidungsfin-
dung personalisiert worden ist,

5. bei einem unbefristeten Vertrag oder einem Abonnementvertrag die fiir jeden Abrechnungszeitraum an-
fallenden Gesamtkosten, wenn fiir einen solchen Vertrag Festbetrdge in Rechnung gestellt werden, die mo-
natlichen Gesamtkosten, wenn aber die Gesamtkosten verniinftigerweise nicht im Voraus berechnet werden
kénnen, die Art der Preisberechnung,

6. die Kosten fiir den Einsatz der fiir den Vertragsabschluss genutzten Fernkommunikationsmittel, sofern
diese nicht nach dem Grundtarif berechnet werden,

7. die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, den Zeitraum, innerhalb dessen nach der Zusage des Un-
ternehmers die Ware geliefert oder die Dienstleistung erbracht wird, sowie ein allenfalls vorgesehenes Ver-
fahren beim Umgang des Unternehmers mit Beschwerden,

8. bei Bestehen eines Rlicktrittsrechts die Bedingungen, die Fristen und die Vorgangsweise fiir die Ausiibung
dieses Rechts, dies unter Zurverfiigungstellung des Muster-Widerrufsformulars gemdf3 Anhang | Teil B,

9. gegebenenfalls die den Verbraucher im Fall seines Riicktritts vom Vertrag gemdf3 § 15 treffende Pflicht zur
Tragung der Kosten fiir die Riicksendung der Ware sowie bei Fernabsatzvertrdgen liber Waren, die wegen
ihrer Beschaffenheit tiblicherweise nicht auf dem Postweg versendet werden, die H6he der Riicksendungs-
kosten,

10. gegebenenfalls die den Verbraucher im Fall seines Riicktritts vom Vertrag gemdfs § 16 treffende Pflicht
zur Zahlung eines anteiligen Betrags fiir die bereits erbrachten Leistungen,

11. gegebenenfalls liber das Nichtbestehen eines Rlicktrittsrechts nach § 18 oder iiber die Umstdnde, unter
denen der Verbraucher sein Riicktrittsrecht verliert,
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12. zusdétzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen Gewdhrleistungsrechts fiir die Ware oder
die digitale Leistung gegebenenfalls das Bestehen und die Bedingungen von Kundendienstleistungen und von
gewerblichen Garantien,

13. gegebenenfalls bestehende einschldgige Verhaltenskodizes gemdfs § 1 Abs. 4 Z4 UWG und dariiber, wie
der Verbraucher eine Ausfertigung davon erhalten kann,

14. gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingungen fiir die Kiindigung unbefristeter Vertrdge
oder sich automatisch verlidngernder Vertrége,

15. gegebenenfalls die Mindestdauer der Verpflichtungen, die der Verbraucher mit dem Vertrag eingeht,

16. gegebenenfalls das Recht des Unternehmers, vom Verbraucher die Stellung einer Kaution oder anderer
finanzieller Sicherheiten zu verlangen, sowie deren Bedingungen,

17. gegebenenfalls die Funktionalitdt von Waren mit digitalen Elementen (§ 2 Z 4 VGG) und von digitalen
Leistungen einschliefSlich anwendbarer technischer SchutzmafSnahmen,

18. gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Kompatibilitdt und Interoperabilitdt von Waren mit digitalen
Elementen und von digitalen Leistungen, soweit sie dem Unternehmer bekannt sind oder verniinftigerweise
bekannt sein miissen, und

19. gegebenenfalls die Méglichkeit des Zugangs zu einem aufSergerichtlichen Beschwerde- und Rechts-
behelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen ist, und die Voraussetzungen fiir diesen Zugang.

(2) Im Fall einer 6ffentlichen Versteigerung kénnen anstelle der in Abs. 1 Z 2 und 3 genannten Informationen
die entsprechenden Angaben des Versteigerers libermittelt werden.

(3) Die Informationen nach Abs. 1Z 8, 9 und 10 kénnen mittels der Muster-Widerrufsbelehrung erteilt wer-
den. Mit dieser formularmdpfigen Informationserteilung gelten die genannten Informationspflichten des Un-
ternehmers als erfiillt, sofern der Unternehmer dem Verbraucher das Formular zutreffend ausgefiillt tiber-
mittelt hat.

(4) Die dem Verbraucher nach Abs. 1 erteilten Informationen sind Vertragsbestandteil. Anderungen sind nur
dann wirksam, wenn sie von den Vertragsparteien ausdriicklich vereinbart wurden.

(5) Hat der Unternehmer seine Pflicht zur Information iber zusdtzliche und sonstige Kosten nach Abs. 1Z 4
oder (iber die Kosten fiir die Riicksendung der Ware nach Abs. 1 Z 9 nicht erfiillt, so hat der Verbraucher die
zusdtzlichen und sonstigen Kosten nicht zu tragen.

(6) Die Informationspflichten nach Abs. 1 gelten unbeschadet anderer Informationspflichten nach gesetzli-
chen Vorschriften, die auf der Richtlinie 2006/123/EG (iber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABI. Nr. L 376
vom 27.12.2006, S. 36, oder auf der Richtlinie 2000/31/EG (iber bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste
der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschdftsverkehrs, im Binnenmarkt, ABI.
Nr. L 178 vom 17.07.2000, S. 1, beruhen.

Informationserteilung bei auBerhalb von Geschaftsraumen geschlossenen Ver-
tragen

§ 5 FAGG (1) Bei aufSerhalb von Geschdftsrdumen geschlossenen Vertrégen sind die in § 4 Abs. 1 genannten
Informationen dem Verbraucher auf Papier oder, sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf einem ande-
ren dauerhaften Datentrdger bereitzustellen. Die Informationen miissen lesbar, klar und verstdndlich sein.

(2) Der Unternehmer hat dem Verbraucher eine Ausfertigung des unterzeichneten Vertragsdokuments oder
die Bestdtigung des geschlossenen Vertrags auf Papier oder, sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf ei-
nem anderen dauerhaften Datentrdger bereitzustellen. Gegebenenfalls muss die Ausfertigung oder Bestiditi-
gung des Vertrags auch eine Bestdtigung der Zustimmung und Kenntnisnahme des Verbrauchers nach § 18
Abs. 1Z 11 enthalten.
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Informationserteilung bei Fernabsatzvertrigen

§ 7 FAGG (1) Bei Fernabsatzvertrdgen sind die in § 4 Abs. 1 genannten Informationen dem Verbraucher klar
und verstdndlich in einer dem verwendeten Fernkommunikationsmittel angepassten Art und Weise bereitzu-
stellen. Werden diese Informationen auf einem dauerhaften Datentréger bereitgestellt, so miissen sie lesbar
sein.

(2) Wird der Vertrag unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels geschlossen, bei dem fiir die Dar-
stellung der Information nur begrenzter Raum oder begrenzte Zeit zur Verfligung steht, so hat der Unterneh-
mer dem Verbraucher vor dem Vertragsabschluss (iber dieses Fernkommunikationsmittel zumindest die in
§4Abs. 121, 2, 4,5, 8und 14 genannten Informationen (iber die wesentlichen Merkmale der Waren oder
Dienstleistungen, den Namen des Unternehmers, den Gesamtpreis, das Riicktrittsrecht — mit Ausnahme des
Muster-Widerrufsformulars —, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der Kiindigung unbefristeter Ver-
trdge zu erteilen. Die anderen in § 4 Abs. 1 genannten Informationen einschlieflich des Muster-Widerrufsfor-
mulars sind dem Verbraucher auf geeignete Weise unter Beachtung von Abs. 1 zu erteilen.

(3) Der Unternehmer hat dem Verbraucher innerhalb einer angemessenen Frist nach dem Vertragsab-
schluss, spétestens jedoch mit der Lieferung der Waren oder vor dem Beginn der Dienstleistungserbringung,
eine Bestdtigung des geschlossenen Vertrags auf einem dauerhaften Datentrdger zur Verfiigung zu stellen,
die die in § 4 Abs. 1 genannten Informationen enthdlt, sofern er diese Informationen dem Verbraucher nicht
schon vor Vertragsabschluss auf einem dauerhaften Datentrdger bereitgestellt hat. Gegebenenfalls muss die
Vertragsbestdtigung auch eine Bestdtigung der Zustimmung und Kenntnisnahme des Verbrauchers nach

§ 18 Abs. 17 11 enthalten.

Besondere Erfordernisse bei elektronisch geschlossenen Vertragen

§ 8 FAGG (1) Wenn ein elektronisch, jedoch nicht ausschliefSlich im Weg der elektronischen Post oder eines
damit vergleichbaren individuellen elektronischen Kommunikationsmittels geschlossener Fernabsatzvertrag
den Verbraucher zu einer Zahlung verpflichtet, hat der Unternehmer den Verbraucher, unmittelbar bevor die-
ser seine Vertragserkldrung abgibt, klar und in hervorgehobener Weise auf die in § 4 Abs. 1Z 1, 4, 5, 14 und
15 genannten Informationen hinzuweisen.

(2) Der Unternehmer hat dafiir zu sorgen, dass der Verbraucher bei der Bestellung ausdriicklich bestdtigt,
dass die Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung verbunden ist. Wenn der Bestellvorgang die Aktivierung
einer Schaltflidche oder die Betdtigung einer Ghnlichen Funktion erfordert, muss diese Schaltflidche oder Funk-
tion gut lesbar ausschlief3lich mit den Worten ,,zahlungspflichtig bestellen” oder einer gleichartigen, eindeuti-
gen Formulierung gekennzeichnet sein, die den Verbraucher darauf hinweist, dass die Bestellung mit einer
Zahlungsverpflichtung gegeniiber dem Unternehmer verbunden ist. Kommt der Unternehmer den Pflichten
nach diesem Absatz nicht nach, so ist der Verbraucher an den Vertrag oder seine Vertragserkldrung nicht
gebunden.

(3) Auf Websites fiir den elektronischen Geschdiftsverkehr ist spdtestens bei Beginn des Bestellvorgangs klar
und deutlich anzugeben, ob Lieferbeschrinkungen bestehen und welche Zahlungsmittel akzeptiert werden.
(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch fiir die in § 1 Abs. 2 Z 8 genannten Vertrdge. Die Regelungen in Abs. 2 zwei-
ter und dritter Satz gelten auch fiir die in § 1 Abs. 2 Z 2 und 3 genannten Vertréige, sofern diese auf die in
Abs. 1 angefiihrte Weise geschlossen werden.

Definition , dauerhafter Datentrdger”:
Papier, USB-Sticks, CD-ROMs, DVDs, Speicherkarten und Computerfestplatten, speicherbare und wiedergeb-
bare E-Mails.

Besondere Erfordernisse bei telefonisch geschlossenen Vertragen

§ 9 FAGG (1) Bei Ferngesprdchen mit Verbrauchern, die auf den Abschluss eines Fernabsatzvertrags abzie-
len, hat der Unternehmer dem Verbraucher zu Beginn des Gesprdchs seinen Namen oder seine Firma, gege-
benenfalls den Namen der Person, in deren Auftrag er handelt, sowie den geschdftlichen Zweck des Ge-
sprdchs offenzulegen.



OBB

(2) Bei einem Fernabsatzvertrag liber eine Dienstleistung, der wéihrend eines vom Unternehmer eingeleite-
ten Anrufs ausgehandelt wurde, ist der Verbraucher erst gebunden, wenn der Unternehmer dem Verbrau-
cher eine Bestdtigung seines Vertragsanbots auf einem dauerhaften Datentrdger zur Verfiigung stellt und
der Verbraucher dem Unternehmer hierauf eine schriftliche Erkldrung iiber die Annahme dieses Anbots auf
einem dauerhaften Datentrdger (ibermittelt.

VIII. Riicktrittsrechte

1. Riicktritt vom Maklervertrag (Alleinvermittlungsauftrag, Vermittlungsauf-
trag, Maklervertrag mit dem Interessenten) bei Abschluss des Maklervertrags
liber Fernabsatz oder bei Abschluss des Maklervertrags auferhalb der Ge-
schdiftsrdume des Unternehmers (§ 11 FAGG)

Riicktrittsrecht und Riicktrittsfrist

§ 11 FAGG (1) Der Verbraucher kann von einem Fernabsatzvertrag oder einem auferhalb von Geschdftsrdu-
men geschlossenen Vertrag binnen 14 Tagen ohne Angabe von Griinden zurlicktreten. Die Frist zum Riicktritt
beginnt bei Dienstleistungsvertrégen mit dem Tag des Vertragsabschlusses.

Unterbliebene Aufkldrung tiber das Riicktrittsrecht

§ 12 FAGG (1) Ist der Unternehmer seiner Informationspflicht nach § 4 Abs. 1 Z 8 nicht nachgekommen, so
verldngert sich die in § 11 vorgesehene Riicktrittsfrist um zwélf Monate.

(2) Holt der Unternehmer die Informationserteilung innerhalb von zwélf Monaten ab dem fiir den Fristbe-
ginn mafSgeblichen Tag nach, so endet die Riicktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbrau-
cher diese Information erhdilt.

Ausiibung des Riicktrittsrechts

§ 13 FAGG (1) Die Erkldrung des Riicktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Der Verbraucher kann
dafiir das Muster-Widerrufsformular® verwenden. Die Riicktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Riicktrittserkld-
rung innerhalb der Frist abgesendet wird.

(2) Der Unternehmer kann dem Verbraucher auch die Mdglichkeit einrdumen, das Muster-Widerrufsformu-
lar oder eine anders formulierte Riicktrittserkldrung auf der Website des Unternehmers elektronisch auszu-
fiillen und abzuschicken. Gibt der Verbraucher eine Riicktrittserkldrung auf diese Weise ab, so hat ihm der
Unternehmer unverziiglich eine Bestdtigung (ber den Eingang der Rlicktrittserklérung auf einem dauerhaf-
ten Datentrdger zu libermitteln.

Beginn der Vertragserfiillung vor Ablauf der Riicktrittsfrist

§ 10 FAGG Hat ein Fernabsatzvertrag oder ein auf3erhalb von Geschdftsrdumen geschlossener Vertrag eine
Dienstleistung, die nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge angebotene Liefe-
rung von Wasser, Gas oder Strom oder die Lieferung von Fernwdrme zum Gegenstand und wiinscht der Ver-
braucher, dass der Unternehmer noch vor Ablauf der Riicktrittsfrist nach § 11 mit der Vertragserfiillung be-
ginnt, so muss der Unternehmer den Verbraucher dazu auffordern, ihm ein ausdriicklich auf diese vorzeitige
Vertragserfiillung gerichtetes Verlangen —im Fall eines aufSerhalb von Geschdiftsrdumen geschlossenen Ver-
trags auf einem dauerhaften Datentréger — zu erkldren.

Pflichten des Verbrauchers bei Riicktritt von einem Vertrag liber Dienstleistungen, Energie- und Wasser-
lieferungen oder digitale Inhalte

§ 16 FAGG (1) Tritt der Verbraucher nach § 11 Abs. 1 von einem Vertrag (ber Dienstleistungen oder (iber die
in § 10 genannten Energie- und Wasserlieferungen zuriick, nachdem er ein Verlangen gemdfs § 10 erkldrt

* siehe Anhang
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und der Unternehmer hierauf mit der Vertragserfiillung begonnen hat, so hat er dem Unternehmer einen
Betrag zu zahlen, der im Vergleich zum vertraglich vereinbarten Gesamtpreis verhdltnismdfSig den vom
Unternehmer bis zum Riicktritt erbrachten Leistungen entspricht. Ist der Gesamtpreis (iberhéht, so wird der
anteilig zu zahlende Betrag auf der Grundlage des Marktwerts der erbrachten Leistungen berechnet.

(2) Die anteilige Zahlungspflicht nach Abs. 1 besteht nicht, wenn der Unternehmer seiner Informationspflicht
nach § 4 Abs. 1 Z 8 und 10 nicht nachgekommen ist.

Ausnahmen vom Ruicktrittsrecht

§ 18 FAGG (1) Der Verbraucher hat kein Rlicktrittsrecht bei Fernabsatz- oder auferhalb von Geschdftsrédu-
men geschlossenen Vertrdgen liber Dienstleistungen, wenn der Unternehmer die Dienstleistung vollstédndig
erbracht hat, wobei in jenen Fdllen, in denen der Verbraucher nach dem Vertrag zu einer Zahlung verpflichtet
ist, das Riicktrittsrecht nur entfdllt, wenn iiberdies der Unternehmer mit der vorherigen ausdriicklichen Zu-
stimmung des Verbrauchers mit der Vertragserfiillung begonnen hat und wenn der Verbraucher

a) entweder vor Beginn der Dienstleistungserbringung bestdtigt hat, zur Kenntnis genommen zu haben, dass
er sein Riicktrittsrecht mit vollstdndiger Vertragserfiillung verliert,

b) oder den Unternehmer ausdriicklich zu einem Besuch aufgefordert hat, um Reparaturarbeiten vornehmen
zu lassen;

2. Riicktritt vom Immobiliengeschéft nach § 30 a KSchG

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG) kann binnen einer Woche seinen Riicktritt erklaren, wenn

e erseine Vertragserklarung am Tag der erstmaligen Besichtigung des Vertragsobjektes abgegeben hat,

e  seine Erklarung auf den Erwerb eines Bestandrechts (insbes. Mietrechts), eines sonstigen Gebrauchs-
oder Nutzungsrechts oder des Eigentums gerichtet ist, und zwar

e aneiner Wohnung, an einem Einfamilienwohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum Bau eines Einfami-
lienwohnhauses geeignet ist, und dies

e  zur Deckung des dringenden Wohnbediirfnisses des Verbrauchers oder eines nahen Angehdorigen die-
nen soll.

Die Frist beginnt erst dann zu laufen, wenn der Verbraucher eine Zweitschrift der Vertragserklarung und
eine Rucktrittsbelehrung erhalten hat, d. h. entweder am Tag nach Abgabe der Vertragserkldarung oder,
sofern die Zweitschrift samt Riicktrittsbelehrung spater ausgehandigt worden ist, zu diesem spateren Zeit-
punkt. Das Riicktrittsrecht erlischt jedenfalls spatestens einen Monat nach dem Tag der erstmaligen Besich-
tigung.

Die Vereinbarung eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Ricktrittsfrist nach § 30 a
KSchG ist unwirksam.

Eine an den Immobilienmakler gerichtete Riicktrittserklarung beziiglich eines Immobiliengeschifts gilt
auch fiir einen im Zug der Vertragserklarung geschlossenen Maklervertrag.

Die Absendung der Riicktrittserklarung am letzten Tag der Frist (Datum des Poststempels) genlgt. Als Riick-
trittserkldrung geniigt die Ubersendung eines Schriftstiickes, das eine Vertragserkldrung auch nur einer Partei
enthalt, mit einem Zusatz, der die Ablehnung des Verbrauchers erkennen lasst.

3. Ricktrittsrecht bei ,,Haustiirgeschiften” nach § 3 KSchG

Ist (nur) anzuwenden auf Vertrage, die explizit vom Anwendungsbereich des Fern- und Auswartsgeschifte-
gesetz (FAGG) ausgenommen sind.

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG), der seine Vertragserklarung

e wederin den Geschaftsraumen des Unternehmers abgegeben,

e noch die Geschaftsverbindung zur SchlieBung des Vertrages mit dem Unternehmer selbst angebahnt
hat,

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen 14 Tagen seinen Ricktritt erkldren.
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Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn dem Verbraucher eine ,Urkunde” ausgefolgt wurde, die Namen und
Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrages notwendigen Angaben sowie eine Beleh-
rung Uber das Rucktrittsrecht, die Rlcktrittsfrist und die Vorgangsweise fiir die Ausiibung des Riicktritts-
rechts enthalt.

Bei fehlender Belehrung liber das Ruicktrittsrecht steht dem Verbraucher das Riicktrittsrecht fiir eine Frist
von zwolf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss zu. Holt der Unternehmer die Urkundenausfolgung
innerhalb der zwolf Monate ab dem Fristbeginn nach, so endet die verldngerte Riicktrittsfrist 14 Tage nach
dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhalt.

Die Erklarung des Riicktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Die Rucktrittsfrist ist gewahrt, wenn die
Rucktrittserklarung innerhalb der Frist abgesendet wird.

4. Das Riicktrittsrecht bei Nichteintritt maBgeblicher Umstinde (§ 3 a KSchG)

Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag schriftlich zuriick- treten, wenn
e ohne seine Veranlassung,

. malgebliche Umstadnde,

e die vom Unternehmer als wahrscheinlich dargestellt wurden,

e nicht oder in erheblich geringerem Ausmal eingetreten sind.

MaRgebliche Umsténde sind

e die erforderliche Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten,
e steuerrechtliche Vorteile,

e eine Offentliche Forderung oder die Aussicht auf einen Kredit.

Die Riicktrittsfrist betragt eine Woche ab Erkennbarkeit des Nichteintritts fiir den Verbraucher, wenn er
Uber dieses Rucktrittsrecht schriftlich belehrt wurde. Das Riicktrittsrecht endet aber jedenfalls einen Monat
nach beidseitiger vollstandiger Vertragserfillung.

Ausnahmen vom Riicktrittsrecht:

e  Wissen oder wissen missen des Verbrauchers tber den Nichteintritt bei den Vertragsverhandlungen.
e Imeinzelnen ausgehandelter Ausschluss des Riicktrittsrechtes (formularmaRig nicht abdeckbar).
e  Angemessene Vertragsanpassung.

5. Das Riicktrittsrecht beim Bautragervertrag nach § 5 BTVG

Mit dem Bautragervertragsgesetz wurden Schutzbestimmungen fiir die Erwerber von Rechten an erst zu
errichtenden bzw. durchgreifend zu erneuernden Gebauden, Wohnungen bzw. Geschaftsraumen geschaf-
fen. Das Gesetz ist nur auf Bautragervertrage anzuwenden, bei denen Vorauszahlungen von mehr als 150,
Euro pro Quadratmeter Nutzflache zu leisten sind.

Der Erwerber kann von seiner Vertragserklarung zuriicktreten, wenn ihm der Bautrager nicht eine Woche

vor deren Abgabe schriftlich folgendes mitgeteilt hat:

1. denvorgesehenen Vertragsinhalt;

2. denvorgesehenen Wortlaut der Vereinbarung mit dem Kreditinstitut (wenn die Sicherungs-pflicht nach
§ 7 Abs. 6 Z 2 (Sperrkontomodell) erflllt werden soll)

3. den vorgesehenen Wortlaut der Bescheinigung nach § 7 Abs. 6 Z 3 lit. c; (wenn die Sicherungspflicht
nach § 7 Abs. 6 Z 3 (Bonitdatsmodell im geférderten Mietwohnbau) erfiillt werden soll)

4. denvorgesehenen Wortlaut der ihm auszustellenden Sicherheit (wenn die Sicherungspflicht schuld-
rechtlich (§ 8) ohne Bestellung eines Treuhanders (Garantie, Versicherung) erflllt werden soll)

5. gegebenenfalls den vorgesehenen Wortlaut der Zusatzsicherheit nach § 9 Abs. 4 (wenn die Sicherungs-
pflicht des Bautragers durch grundbicherliche Sicherstellung (§§ 9 und 10) erflllt werden soll (Raten-
plan A oder B))
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Sofern der Erwerber nicht spatestens eine Woche vor Abgabe seiner Vertragserklarung die oben in Pkt. 1-5
genannten Informationen sowie eine Belehrung tiber das Ruicktrittsrecht schriftlich erhalt, steht ihm ein
Rucktrittsrecht zu. Der Ricktritt kann vor Zustandekommen des Vertrages unbefristet erklart werden; da-
nach ist der Riicktritt binnen 14 Tagen zu erklaren. Die Riicktrittsfrist beginnt mit Erhalt der Informationen
zu laufen, jedoch nicht vor Zustandekommen des Vertrages. Unabhangig vom Erhalt dieser Informationen
erlischt das Ricktrittsrecht aber jedenfalls spatestens 6 Wochen nach Zustandekommen des Vertrages.

Dariiber hinaus kann der Erwerber von seiner Vertragserklarung zurlcktreten, wenn eine von den Parteien
dem Vertrag zugrunde gelegte Wohnbauférderung ganz oder in erheblichem AusmaR aus nicht beiihm
gelegenen Griinden nicht gewahrt wird. Der Riicktritt ist binnen 14 Tagen zu erklaren. Die Riicktrittsfrist
beginnt, sobald der Erwerber vom Unterbleiben der Wohnbauférderung informiert wird und gleichzeitig
oder nachher eine schriftliche Belehrung tiber das Ricktrittsrecht erhalt.

Das Riicktrittsrecht erlischt jedoch spatestens 6 Wochen nach Erhalt der Information Gber das Unterbleiben
der Wohnbauférderung.

Der Erwerber kann den Ruicktritt dem Bautrager oder dem Treuhdnder gegenlber schriftlich erklaren.

Eine an den Immobilienmakler gerichtete Riicktrittserklarung beziiglich eines
Immobiliengeschéfts gilt auch fiir einen im Zug der Vertragserkldarung geschlossenen
Maklervertrag.

Die Absendung der Riicktrittserklarung am letzten Tag der Frist (Datum des Poststempels) gentigt.
Als Riicktrittserklarung geniigt die Ubersendung eines Schriftstiickes, das eine Vertrags-erklarung
auch nur einer Partei enthalt, mit einem Zusatz, der die Ablehnung des Verbrauchers erkennen
Iasst.

IX. Steuerliche Auswirkungen bei VerauBerung

1. Immobilienertragsteuer

Gewinne aus der VerdauRerung von Immobilien unterliegen der Immobilienertragsteuer, sofern kein Ausnah-
metatbestand vorliegt. Die Immobilienertragsteuer betrdgt grundsatzlich 30% des VerduRerungsgewinns.
Hinsichtlich der Besteuerung ist zwischen ,steuerverfangenen Immobilien” (Neufille), die ab dem
01.04.2002 (bzw. 01.04.1997) entgeltlich angeschafft wurden, und , Altfallen” zu unterscheiden.

,Steuerverfangene Immobilien”: 30% Steuer auf VerauBerungsgewinn

Im Regelfall unterliegen Immobilien, die ab dem 01.04.2002 angeschafft wurden (bzw. ab

dem 01.04.1997, falls eine Teilabsetzung fur Herstellungsaufwendungen in Anspruch genommen wurde)
einer einheitlichen Immobilienertragsteuer in Hohe von 30 % des VerauBerungsgewinns, der Differenz zwi-
schen Anschaffungskosten und Verkaufspreis.

Die Anschaffungskosten erhéhen sich um Herstellungs- und Instandsetzungsaufwendungen, soweit diese
noch nicht abgesetzt wurden, und vermindern sich um die geltend gemachte AfA sowie um die bereits abge-
setzten Instandsetzungs- und Herstellungsteilbetrage.

HAltfalle”

Altfélle betreffen Immobilien, die zum 31. Marz 2012 nicht mehr steuerverfangen waren. Liegt der letzte
entgeltliche Erwerb vor dem 01.04.2002 (bzw. im Falle von geltend gemachten Teilabsetzungen gem. § 28
Abs 3 EStG vor 01.04.1997) wird der Gewinn pauschal ermittelt.

Bei VerauBerungen ab 1.1.2027 ergibt dies unter der gesetzlichen Annahme eines VerduRerungsgewinns

von 20% (anstatt 14% bis 31.12.2026) eine effektive Steuerlast von

e 6% vom VerauBerungserlos (anstatt 4,2% bis 31.12.2026)

e  21% vom VerauBerungserlos bei Umwidmungen nach dem 31.12.1987 bei unterstelltem Gewinn von
70% (anstatt 18% bis 31.12.2026 bei unterstelltem Gewinn von 60%).
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Die Erhéhung ab 2027 beruht auf dem Budgetbegleitgesetz 2027-2028 (BGBI 1 62/2026). MaRgeblich ist der
Zeitpunkt des Kaufvertragsabschlusses (Verpflichtungsgeschaft), nicht der Zahlungsfluss oder die Grund-
bucheintragung.

Bei Altféllen kann auf Antrag statt der Pauschale auch der tatsachliche VerauRerungsgewinn angesetzt wer-
den. Der Steuersatz bleibt weiterhin 30 % und auch das Abzugsverbot von weiteren Werbungskosten gem. §
20 Abs 2 EStG greift. Unabhangig davon kann jedoch auch die Regelbesteuerungsoption nach § 30a Abs 2
EStG ausgelibt werden. In diesem Fall kommt der Einkommensteuertarif zur Anwendung und es sind auch
Verkaufsnebenkosten abzugsfahig.

Erstmalige Umwidmungen nach dem 31.12.2024

Sofern das Grundstiick nach dem 31.12.2024 umgewidmet wurde, erhoht sich der auf Grund und Bo-

den entfallende Gewinn um einen Zuschlag von 30 %. Der Zuschlag gilt fir Alt- und Neufalle und ist mit dem
VerduRRerungserlos gedeckelt. Daraus ergibt sich folgende effektive Belastung: bei Altfallen mit Umwidmung
23,4 % vom Erlos (ab 01.01.2027: 27,3 %), bei Neuféllen 39 % vom VerduBerungsgewinn.

HINWEIS: Vor allem bei vermieteten Immobilien kann die Ermittlung des VerauRerungsgewinns im Regelfall
nur im Zusammenwirken mit dem Steuerberater und Immobilienverwalter des Verkdufers ermittelt werden.
Die Meldung und Abfuhr der Immobilienertragsteuer hat durch den Parteienvertreter (Vertragserrichter)
spatestens am 15. Tag des auf den Kalendermonat des Zuflusses zweitfolgenden Kalendermonats zu erfol-
gen.

2. Befreiung von der Immobilienertragsteuer

A) Hauptwohnsitzbefreiung

Wenn eine Immobilie ab der Anschaffung mindestens zwei Jahre durchgehend bis zur VerduRerung als
Hauptwohnsitz gedient hat oder 5 Jahre durchgehender Hauptwohnsitz in den letzten 10 Jahren vor Verau-
Rerung gegeben ist, fallt keine Immobilienertragsteuer an. Der Hauptwohnsitz muss tatsachlich aufgegeben
werden. Befreit ist Grund und Boden nur bis zu einer GroRBe von 1.000m?.

B) Selbst erstellte Gebaude

Eine Steuerbefreiung ist auch fir selbst erstellte Gebdude (VerauRerer hat die Bauherreneigenschaft) gege-
ben: Diese Gebadude diirfen aber in den letzten 10 Jahren vor VerauRerung nicht zur Erzielung von Einklnf-
ten aus Vermietung und Verpachtung verwendet worden sein. Grund und Boden bleiben steuerpflichtig.

C) Weitere Ausnahmen

Weitere Ausnahmen sind fir Tauschvorgédnge im Rahmen eines Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungs-
verfahrens vorgesehen, bei behordlichen Eingriffen sowie Enteignungen und drohenden Enteignungen.

3. Teilabsetzbetrage und VerduBRerungsgewinn-Ermittlung

Bei Ermittlung des VerauRerungsgewinns von ,steuerverfangenen” Grundstiicken missen die begiinstigt
abgesetzten Teilbetrdge fur Herstellungsaufwendungen — neben den abgesetzten Instandsetzungszehnteln
bzw. (ab 2016) Instandsetzungsfiinfzehnteln — dem VerauRerungsgewinn hinzugerechnet werden. Sie sind
demnach gem § 30 Abs 3 EStG im VerauRerungsgewinn enthalten und daher mit dem besonderen Steuer-
satz von 30% besteuert.

Bei nicht mehr steuerverfangenen Grundstiicken erfolgt anlasslich der VerauRBerung von vermieteten
Grundstticken bei Ermittlung des VerduBerungsgewinnes nach der Pauschalmethode (mit 6% des VerduRe-
rungserloses ab 1.1.2027 bzw. 4,2 % bis 31.12.2026) eine Nachversteuerung in Form der Hinzurechnung in
Hohe der Hélfte der in den letzten 15 Jahren vor der VerduRerung abgesetzten Herstellungsfiinfzehntel (im
Sonderfall auch Zehntel) mit dem Sondersteuersatz von 30 %.



4.  Verlust der Zehntel- bzw. Fiinfzehntelabsetzung

Wenn der Verkaufer fir Instandsetzungs- und Herstellungsaufwendungen
einen Antrag auf Absetzung in Teilbetragen gemall § 28 Abs. 2, 3 und 4 EStG
1988 (Zehntel- bzw. Funfzehntelabsetzung) gestellt hat, geht das Recht der
Absetzung der im Zeitpunkt des Verkaufes noch nicht geltend gemachten
Zehntel- bzw. Flinf-zehntelbetrage fiir den Verkaufer und den Kaufer verloren.

5.  Vorsteuerberichtigung und Umsatzsteuer

Vorsteuerbetrage, resultierend aus Anschaffungs- und
Herstellungsaufwendungen, sowie aus GroRreparatu-ren, sind bei Ubertragung
unter Lebenden innerhalb der nachfolgenden 19 Jahre anteilig zu berichtigen.
Fir bereits vor dem 01.04.2012 genutzte bzw. verwendete Anlagegiiter gibt es
aber eine Ubergangsvorschrift, die einen neunjdhrigen Berichtigungszeitraum
vorsieht. Bei unternehmerischer Nutzung des Rechtsnachfol-gers (z.B.
Zinshaus) kann die Vorsteuerberichtigung vermieden werden, indem 20 %
Umsatzsteuer zum Kaufpreis zusatzlich in Rechnung gestellt wird.

Zu beachten sind jedoch die Auswirkungen des 1. StabilitdtsG 2012 bei nicht
fast ausschlieBlich zum Vorsteuerabzug berechtigenden Umsdtzen eines
Mieters. Es ist in jedem Fall zu empfehlen, die umsatzsteuer-rechtliche
Situation im Detail vor der Kaufvertragserstellung mit einem Steuerexperten
zu erdrtern.

6.  Verkauf von Waldgrundstiicken

Die stillen Reserven aus dem stehenden Holz werden aufgedeckt und sind zu
versteuern (mit dem Einkommensteuertarif).
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	I. Doppelmaklertätigkeit
	Der Immobilienmakler ist entsprechend dem in der Immobilienwirtschaft üblichen Geschäftsgebrauch im Regelfall als Doppelmakler tätig und daher berechtigt, sowohl für den Verkäufer als auch für den Käufer tätig zu werden und jeweils einen Maklervertra...
	Sollte der Immobilienmakler ausnahmsweise nicht als Doppelmakler tätig werden, weist er gesondert darauf hin.
	Falls ein wirtschaftliches und/oder familiäres Naheverhältnis zu einer der beiden Vertragsparteien im Sinne des § 6 Abs 4 MaklerG besteht, wird ebenso gesondert darauf hingewiesen.

	II. Grundlagen der Maklerprovision
	§ 6 Abs. 1, 3 und 4; § 7 Abs. 1; §§ 10 und 15 Maklergesetz
	Besondere Provisionsvereinbarungen
	Eine Vereinbarung nach § 15 MaklerG ist bei Maklerverträgen mit Verbrauchern schriftlich zu treffen.


	III. Nebenkosten bei Kaufverträgen
	(Ermäßigung oder Befreiung in Sonderfällen möglich)
	5. Verfahrenskosten und Verwaltungsabgaben für Grundverkehrsverfahren
	(länderweise unterschiedlich)

	6. Allfällige Anliegerleistungen
	laut Vorschreibung der Gemeinde (Aufschließungskosten und Kosten der Baureifmachung des Grundstückes) sowie Anschlussgebühren und -kosten (Strom, Gas, Wasser, Kanal, Telefon etc.)

	A) bei Kauf, Verkauf oder Tausch von
	 Liegenschaften oder Liegenschaftsanteilen
	 Liegenschaftsanteilen, an denen Wohnungseigentum besteht oder vereinbarungsgemäß begründet wird

	 Unternehmen aller Art
	bei einem Wert
	B) bei Optionen
	Vermittelt der Makler einen Optionsvertrag, der dem optionsberechtigten Interessenten das zeitlich befristete Recht einräumt, durch einseitige Erklärung das betreffende Geschäft zustande zu bringen, darf bei Abschluss des Optionsvertrages mit dem Opti...
	bei der Ermittlung der Provision unberücksichtigt. Gegenüber dem Optionsverpflichteten kann die vereinbarte Abgeberprovision erst bei Ausübung der Option in Rechnung gestellt werden.


	IV. Nebenkosten bei der Vermittlung von Baurechten
	1. Grunderwerbsteuer
	Als grundstücksgleiches Recht unterliegen die Einräumung, Verlängerung und Übertragung eines Baurechts der Grunderwerbsteuer. Die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer ist grundsätzlich ident mit jener von »normalen« Grundstücken und entspricht da...
	allfälligen Einmalzahlung die Bezahlung eines laufenden Bauzinses vereinbart, ist für die Ermittlung der Gegenleistung als Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer in diesem Fall der Barwert der laufenden Bauzinszahlungen zuzüglich der allfälligen E...
	Bei der Ermittlung des Grundstückwertes von Baurechten sind je nach verbleibender Restlaufzeit des Baurechtes zwei mögliche Fälle zu unterscheiden (§ 2 Abs 4 Grundstückwertverordnung):
	Grundwert

	2. Grundbucheintragungsgebühr
	Die Eintragungsgebühr bei der Eintragung des Baurechts bestimmt sich wie bei der Eintragung des Eigen-tumsrechts durch den Preis, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr bei einer Veräußerung üblicherweise zu erzielen wäre (§ 26 Abs 1 GGG).
	 10 bis 30 Jahren 3 %
	 über 30 Jahre 2 %
	des auf die Dauer des vereinbarten Baurechtes entfallenden Bauzinses.
	Bei einer Baurechtsdauer von mehr als 30 Jahren darf anstelle der 2 % eine Pauschalprovision in Höhe von jeweils 3 % zzgl. USt. berechnet vom Bauzins für 30 Jahre vereinbart werden (Wertgrenzenregelung § 12
	Abs. 4 ImmMV). Da die Obergrenze mit 2 % des auf 45 Jahre entfallenden Bauzinses limitiert ist, stellt dieser Betrag unabhängig von einer länger vereinbarten Vertragsdauer gleichzeitig die Höchstprovision dar.


	V. Nebenkosten bei Hypothekardarlehen
	1. Grundbucheintragungsgebühr 1,2%
	2. Allgemeine Rangordnung
	für die Verpfändung 0,6 %

	6. Vermittlungsprovision:
	Darf den Betrag von 2 % der Darlehenssumme nicht übersteigen, sofern die Vermittlung im Zusammenhang mit einer Vermittlung gemäß § 15 Abs. 1 ImmMV steht. Besteht kein solcher Zusammenhang, so darf die Provision oder sonstige Vergütung 5 % der Darlehe...


	VI. Energieausweis
	Das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG 2012) schreibt vor, dass der Verkäufer bei Verkauf eines Gebäudes oder eines Nutzungsobjektes dem Käufer rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklärung einen zu diesem Zeitpunkt höchstens zehn Jahre alten Energie...
	Energieausweise behalten für die Dauer von zehn Jahren ab ihrer Erstellung ihre Gültigkeit. Für ab 1.7.2026 noch gültige Ausweise, die nach der bisherigen Rechtslage ausgestellt wurden und die erforderlichen Angaben noch nicht enthalten, genügt die A...
	Diese Verpflichtung trifft sowohl den Verkäufer als auch den von ihm beauftragten Immobilienmakler. Der Verkäufer hat die Wahl, entweder einen Energieausweis über die Gesamtenergieeffizienz des Nutzungsobjekts oder die Gesamtenergieeffizienz eines ve...
	Der Energieausweis ist nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften zu erstellen und soll eine vergleichbare Information über den energetischen „Normverbrauch“ eines Objekts verschaffen. Die Berechnung der Energiekennzahlen basiert auf nutzung...
	Wird kein Energieausweis vorgelegt, gilt gem. §7 EAVG zumindest eine dem Alter und Art des Gebäudes entsprechende Gesamtenergieeffizienz als vereinbart.
	Weiters sind Verwaltungsstrafbestimmungen zu beachten. Sowohl der Verkäufer als auch der Immobilienmakler, der die geforderten Angaben in Inseraten unterlässt, ist mit einer Geldstrafe von bis zu EUR 1.450,–
	zu bestrafen. Der Makler ist dann entschuldigt, wenn er den Verkäufer über die Informationspflichten aufgeklärt hat und ihn zur Bekanntgabe der beiden Werte bzw. zur Einholung eines Energieausweises aufgefordert hat, der Verkäufer dies aber abgelehn...

	VII. Informationspflichten gegenüber Verbrauchern
	Informationspflichten des Immobilienmaklers
	ANMERKUNG: Aufgrund des bestehenden Geschäftsgebrauchs können Immobilienmakler auch ohne ausdrückliche Einwilligung des Auftraggebers als Doppelmakler tätig sein. Wird der Immobilienmakler auf-
	tragsgemäß nur für eine Partei des zu vermittelnden Geschäfts tätig, hat er dies dem Dritten mitzuteilen.


	Höchstdauer von Alleinvermittlungsverträgen gem § 30 c KSchG
	Informationspflichten bei Fern- und Auswärtsgeschäften, Inhalt der Informationspflicht; Rechtsfolgen
	anzuwenden auf
	 die bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers an einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum des Unternehmers ist,
	 für die der Verbraucher unter den genannten Umständen ein Angebot gemacht hat, oder
	 die in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder durch Fernkommunikationsmittel geschlossen werden, unmittelbar nachdem der Verbraucher an einem anderen Ort als den Geschäftsräumen des Unternehmers oder dessen Beauftragten und des Verbrauchers per...
	 Fernabsatzgeschäfte (FAG), das sind Verträge, die zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher ohne gleichzeitige Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers im Rahmen eines für Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssyst...
	 die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von Eigentum oder anderen Rechten an unbewegli-chen Sachen (§ 1 Abs 2 Z 6 FAGG),
	 den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen an bestehenden Gebäuden oder die Vermietung von Wohnraum (§ 1 Abs 2 Z 7 FAGG);

	Informationserteilung bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen
	Informationserteilung bei Fernabsatzverträgen
	Besondere Erfordernisse bei elektronisch geschlossenen Verträgen
	Definition „dauerhafter Datenträger“:

	Besondere Erfordernisse bei telefonisch geschlossenen Verträgen

	VIII. Rücktrittsrechte
	Rücktrittsrecht und Rücktrittsfrist
	Unterbliebene Aufklärung über das Rücktrittsrecht
	Ausübung des Rücktrittsrechts
	Beginn der Vertragserfüllung vor Ablauf der Rücktrittsfrist
	Pflichten des Verbrauchers bei Rücktritt von einem Vertrag über Dienstleistungen, Energie- und Wasserlieferungen oder digitale Inhalte
	 siehe Anhang
	Ausnahmen vom Rücktrittsrecht

	2. Rücktritt vom Immobiliengeschäft nach § 30 a KSchG
	 er seine Vertragserklärung am Tag der erstmaligen Besichtigung des Vertragsobjektes abgegeben hat,
	 seine Erklärung auf den Erwerb eines Bestandrechts (insbes. Mietrechts), eines sonstigen Gebrauchs-oder Nutzungsrechts oder des Eigentums gerichtet ist, und zwar
	 an einer Wohnung, an einem Einfamilienwohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum Bau eines Einfamilienwohnhauses geeignet ist, und dies
	 zur Deckung des dringenden Wohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen Angehörigen dienen soll.
	Die Frist beginnt erst dann zu laufen, wenn der Verbraucher eine Zweitschrift der Vertragserklärung und eine Rücktrittsbelehrung erhalten hat, d. h. entweder am Tag nach Abgabe der Vertragserklärung oder, sofern die Zweitschrift samt Rücktrittsbelehr...
	Die Vereinbarung eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 30 a KSchG ist unwirksam.
	Eine an den Immobilienmakler gerichtete Rücktrittserklärung bezüglich eines Immobiliengeschäfts gilt auch für einen im Zug der Vertragserklärung geschlossenen Maklervertrag.
	Die Absendung der Rücktrittserklärung am letzten Tag der Frist (Datum des Poststempels) genügt. Als Rücktrittserklärung genügt die Übersendung eines Schriftstückes, das eine Vertragserklärung auch nur einer Partei enthält, mit einem Zusatz, der die ...


	3. Rücktrittsrecht bei „Haustürgeschäften“ nach § 3 KSchG
	Ist (nur) anzuwenden auf Verträge, die explizit vom Anwendungsbereich des Fern- und Auswärtsgeschäfte-gesetz (FAGG) ausgenommen sind.
	Ein Verbraucher (§ 1 KSchG), der seine Vertragserklärung
	 weder in den Geschäftsräumen des Unternehmers abgegeben,
	 noch die Geschäftsverbindung zur Schließung des Vertrages mit dem Unternehmer selbst angebahnt hat,
	kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen 14 Tagen seinen Rücktritt erklären.
	Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn dem Verbraucher eine „Urkunde“ ausgefolgt wurde, die Namen und Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrages notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsf...
	rechts enthält.
	Bei fehlender Belehrung über das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss zu. Holt der Unternehmer die Urkundenausfolgung innerhalb der zwölf Monate ab dem Fristbeginn...
	Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird.

	4. Das Rücktrittsrecht bei Nichteintritt maßgeblicher Umstände (§ 3 a KSchG)
	Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag schriftlich zurück- treten, wenn
	 ohne seine Veranlassung,
	 maßgebliche Umstände,
	 die vom Unternehmer als wahrscheinlich dargestellt wurden,
	 nicht oder in erheblich geringerem Ausmaß eingetreten sind.

	Maßgebliche Umstände sind
	 die erforderliche Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten,
	 steuerrechtliche Vorteile,
	 eine öffentliche Förderung oder die Aussicht auf einen Kredit.
	Die Rücktrittsfrist beträgt eine Woche ab Erkennbarkeit des Nichteintritts für den Verbraucher, wenn er über dieses Rücktrittsrecht schriftlich belehrt wurde. Das Rücktrittsrecht endet aber jedenfalls einen Monat nach beidseitiger vollständiger Vertra...

	Ausnahmen vom Rücktrittsrecht:
	 Wissen oder wissen müssen des Verbrauchers über den Nichteintritt bei den Vertragsverhandlungen.
	 Im einzelnen ausgehandelter Ausschluss des Rücktrittsrechtes (formularmäßig nicht abdeckbar).
	 Angemessene Vertragsanpassung.


	5. Das Rücktrittsrecht beim Bauträgervertrag nach § 5 BTVG
	Mit dem Bauträgervertragsgesetz wurden Schutzbestimmungen für die Erwerber von Rechten an erst zu errichtenden bzw. durchgreifend zu erneuernden Gebäuden, Wohnungen bzw. Geschäftsräumen geschaf-
	fen. Das Gesetz ist nur auf Bauträgerverträge anzuwenden, bei denen Vorauszahlungen von mehr als 150,–Euro pro Quadratmeter Nutzfläche zu leisten sind.
	1. den vorgesehenen Vertragsinhalt;
	2. den vorgesehenen Wortlaut der Vereinbarung mit dem Kreditinstitut (wenn die Sicherungs-pflicht nach
	§ 7 Abs. 6 Z 2 (Sperrkontomodell) erfüllt werden soll)
	3. den vorgesehenen Wortlaut der Bescheinigung nach § 7 Abs. 6 Z 3 lit. c; (wenn die Sicherungspflicht nach § 7 Abs. 6 Z 3 (Bonitätsmodell im geförderten Mietwohnbau) erfüllt werden soll)
	4. den vorgesehenen Wortlaut der ihm auszustellenden Sicherheit (wenn die Sicherungspflicht schuldrechtlich (§ 8) ohne Bestellung eines Treuhänders (Garantie, Versicherung) erfüllt werden soll)
	5. gegebenenfalls den vorgesehenen Wortlaut der Zusatzsicherheit nach § 9 Abs. 4 (wenn die Sicherungspflicht des Bauträgers durch grundbücherliche Sicherstellung (§§ 9 und 10) erfüllt werden soll (Raten-plan A oder B))
	Sofern der Erwerber nicht spätestens eine Woche vor Abgabe seiner Vertragserklärung die oben in Pkt. 1–5 genannten Informationen sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht schriftlich erhält, steht ihm ein Rücktrittsrecht zu. Der Rücktritt kann vor...
	Darüber hinaus kann der Erwerber von seiner Vertragserklärung zurücktreten, wenn eine von den Parteien dem Vertrag zugrunde gelegte Wohnbauförderung ganz oder in erheblichem Ausmaß aus nicht bei ihm gelegenen Gründen nicht gewährt wird. Der Rücktritt...
	Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens 6 Wochen nach Erhalt der Information über das Unterbleiben der Wohnbauförderung.
	Der Erwerber kann den Rücktritt dem Bauträger oder dem Treuhänder gegenüber schriftlich erklären.


	IX. Steuerliche Auswirkungen bei Veräußerung
	1. Immobilienertragsteuer
	Gewinne aus der Veräußerung von Immobilien unterliegen der Immobilienertragsteuer, sofern kein Ausnah-metatbestand vorliegt. Die Immobilienertragsteuer beträgt grundsätzlich 30% des Veräußerungsgewinns.
	Hinsichtlich der Besteuerung ist zwischen „steuerverfangenen Immobilien“ (Neufälle), die ab dem 01.04.2002 (bzw. 01.04.1997) entgeltlich angeschafft wurden, und „Altfällen“ zu unterscheiden.
	„Steuerverfangene Immobilien“: 30% Steuer auf Veräußerungsgewinn
	Im Regelfall unterliegen Immobilien, die ab dem 01.04.2002 angeschafft wurden (bzw. ab
	dem 01.04.1997, falls eine Teilabsetzung für Herstellungsaufwendungen in Anspruch genommen wurde) einer einheitlichen Immobilienertragsteuer in Höhe von 30 % des Veräußerungsgewinns, der Differenz zwischen Anschaffungskosten und Verkaufspreis.
	Die Anschaffungskosten erhöhen sich um Herstellungs- und Instandsetzungsaufwendungen, soweit diese noch nicht abgesetzt wurden, und vermindern sich um die geltend gemachte AfA sowie um die bereits abgesetzten Instandsetzungs- und Herstellungsteilbetr...

	„Altfälle“
	Altfälle betreffen Immobilien, die zum 31. März 2012 nicht mehr steuerverfangen waren. Liegt der letzte entgeltliche Erwerb vor dem 01.04.2002 (bzw. im Falle von geltend gemachten Teilabsetzungen gem. § 28 Abs 3 EStG vor 01.04.1997) wird der Gewinn pa...
	Bei Veräußerungen ab 1.1.2027 ergibt dies unter der gesetzlichen Annahme eines Veräußerungsgewinns von 20% (anstatt 14% bis 31.12.2026) eine effektive Steuerlast von
	Die Erhöhung ab 2027 beruht auf dem Budgetbegleitgesetz 2027-2028 (BGBl I 62/2026). Maßgeblich ist der Zeitpunkt des Kaufvertragsabschlusses (Verpflichtungsgeschäft), nicht der Zahlungsfluss oder die Grund-bucheintragung.
	Bei Altfällen kann auf Antrag statt der Pauschale auch der tatsächliche Veräußerungsgewinn angesetzt werden. Der Steuersatz bleibt weiterhin 30 % und auch das Abzugsverbot von weiteren Werbungskosten gem. § 20 Abs 2 EStG greift. Unabhängig davon kann...

	Erstmalige Umwidmungen nach dem 31.12.2024
	Sofern das Grundstück nach dem 31.12.2024 umgewidmet wurde, erhöht sich der auf Grund und Bo-
	den entfallende Gewinn um einen Zuschlag von 30 %. Der Zuschlag gilt für Alt- und Neufälle und ist mit dem Veräußerungserlös gedeckelt. Daraus ergibt sich folgende effektive Belastung: bei Altfällen mit Umwidmung 23,4 % vom Erlös (ab 01.01.2027: 27,3 ...
	HINWEIS: Vor allem bei vermieteten Immobilien kann die Ermittlung des Veräußerungsgewinns im Regelfall nur im Zusammenwirken mit dem Steuerberater und Immobilienverwalter des Verkäufers ermittelt werden. Die Meldung und Abfuhr der Immobilienertragsteu...


	2. Befreiung von der Immobilienertragsteuer
	A) Hauptwohnsitzbefreiung
	Wenn eine Immobilie ab der Anschaffung mindestens zwei Jahre durchgehend bis zur Veräußerung als Hauptwohnsitz gedient hat oder 5 Jahre durchgehender Hauptwohnsitz in den letzten 10 Jahren vor Veräußerung gegeben ist, fällt keine Immobilienertragsteu...

	B) Selbst erstellte Gebäude
	Eine Steuerbefreiung ist auch für selbst erstellte Gebäude (Veräußerer hat die Bauherreneigenschaft) gegeben: Diese Gebäude dürfen aber in den letzten 10 Jahren vor Veräußerung nicht zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung verwen...

	C) Weitere Ausnahmen
	Weitere Ausnahmen sind für Tauschvorgänge im Rahmen eines Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungs-verfahrens vorgesehen, bei behördlichen Eingriffen sowie Enteignungen und drohenden Enteignungen.


	3. Teilabsetzbeträge und Veräußerungsgewinn-Ermittlung
	Bei Ermittlung des Veräußerungsgewinns von „steuerverfangenen“ Grundstücken müssen die begünstigt abgesetzten Teilbeträge für Herstellungsaufwendungen – neben den abgesetzten Instandsetzungszehnteln bzw. (ab 2016) Instandsetzungsfünfzehnteln – dem Ver...
	Bei nicht mehr steuerverfangenen Grundstücken erfolgt anlässlich der Veräußerung von vermieteten Grundstücken bei Ermittlung des Veräußerungsgewinnes nach der Pauschalmethode (mit 6% des Veräußerungserlöses ab 1.1.2027 bzw. 4,2 % bis 31.12.2026) eine...

	4. Verlust der Zehntel- bzw. Fünfzehntelabsetzung
	Wenn der Verkäufer für Instandsetzungs- und Herstellungsaufwendungen einen Antrag auf Absetzung in Teilbeträgen gemäß § 28 Abs. 2, 3 und 4 EStG 1988 (Zehntel- bzw. Fünfzehntelabsetzung) gestellt hat, geht das Recht der Absetzung der im Zeitpunkt des V...

	5. Vorsteuerberichtigung und Umsatzsteuer
	Vorsteuerbeträge, resultierend aus Anschaffungs- und Herstellungsaufwendungen, sowie aus Großreparatu-ren, sind bei Übertragung unter Lebenden innerhalb der nachfolgenden 19 Jahre anteilig zu berichtigen. Für bereits vor dem 01.04.2012 genutzte bzw. v...
	Zu beachten sind jedoch die Auswirkungen des 1. StabilitätsG 2012 bei nicht fast ausschließlich zum Vorsteuerabzug berechtigenden Umsätzen eines Mieters. Es ist in jedem Fall zu empfehlen, die umsatzsteuer-rechtliche Situation im Detail vor der Kaufv...

	6. Verkauf von Waldgrundstücken
	Die stillen Reserven aus dem stehenden Holz werden aufgedeckt und sind zu versteuern (mit dem Einkommensteuertarif).



